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1.
Einführung

Seit 1997 arbeitet der Entwicklungshilfeausschuss (DAC
) der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD
) an einem verbindlichen Kennungssystem für seine Mitgliedsstaaten. Das BMZ hat sich verpflichtet, dieses Kennungssystem auch für die deutsche Entwicklungszusammenarbeit (EZ) mit dem Jahr 2000 verbindlich einzuführen. 

Das vorliegende Papier gibt einen Überblick über die Ziele und die Logik des Kennungssystems sowie Anleitungen für die Anwendung der Kennungen. Zum besseren Verständnis wird - wo sinnvoll - Bezug auf das bisher gültige System der Kategorien (bekannt unter F-Kategorie und U-Kategorie) genommen.

Schließlich erläutert dieses Papier die Einordnung der Vorhaben bezüglich ihrer Wirkung auf Gleichberechtigung und der Zuordnung wegen eventueller Umweltrisiken.

In der GTZ wird das neue Kennungssystem ab dem 01.12.2000 angewandt. Für alle laufenden Vorhaben erfolgt eine automatische Umstellung der alten auf die neuen Kennungen. Diese Umschlüsselung wird von den Auftragsverantwortlichen anlässlich der Fortschrittsberichterstattung überprüft und ggf. korrigiert.

2.
DAC-Kennungssystem

Das DAC-Kennungssystem ist ein einfaches beschreibendes Verfahren. Es kennzeichnet staatliche Entwicklungsmaßnahmen
 in Bezug auf die Verwirklichung entwicklungspolitischer Ziele des OECD. Das Kennungssystem bezieht sich auf folgende Zielvorgaben:

· Gleichberechtigung der Geschlechter (Gender Equality)

· Umwelt- und Ressourcenschutz, ökologische Nachhaltigkeit (Environmental Sustainibility)

· Partizipative Entwicklung und Gute Regierungsführung (Participatory Development and Good Governance) 

· Armutsminderung (Direct Assistance to poor people) 

Den Punkt Armutsminderung ausgenommen, wird das DAC-Kennungssystem gemäß Beschlussfassung des BMZ in allen Bereichen übernommen. 

3.
Ziele des DAC-Kennungssystems

Das DAC-Kennungssystem wurde entwickelt, um ein Monitoring und die Vergleichbarkeit der öffentlichen Entwicklungsmaßnahmen der Mitgliedsstaaten zu gewährleisten. Anhand des Kennungssystems soll gemessen werden, bis zu welchem Grad die Mitgliedsstaaten die entwicklungspolitischen Ziele des OECD in die Tat umgesetzt haben. Darüber hinaus soll das System eine verbesserte Koordination zwischen den Mitgliedsländern bewirken. Das Kennungssystem kann auch zur Identifizierung von Maßnahmen unter verschiedenen entwicklungspolitischen Gesichtspunkten dienen (Bsp.: Identifizierung aller Vorhaben mit expliziter Ausrichtung auf Gleichberechtigung der Geschlechter). 

4.
Grenzen des DAC-Kennungssystems

Das Kennungssystem erlaubt nur einen ausschnittartigen Blick auf die Realität. Erschwerend wirkt die uneinheitliche Klassifizierung von EZ-Aktivitäten innerhalb der Mitgliedsländer. Der DAC ist sich dieser eingeschränkten Vergleichbarkeit bewusst, ihm geht es vorrangig um die Entwicklung innerhalb eines Mitgliedsstaates. 

5.
Logik des DAC-Kennungssystems

Ein Entwicklungsvorhaben kann mehreren entwicklungspolitischen Zielen dienen. Um Doppelzählungen zu vermeiden, wird jedes entwicklungspolitische Ziel gesondert analysiert. Dabei ist zu fragen, bis zu welchem Grad die Ausrichtung des Vorhabens dem jeweiligen entwicklungspolitischen Ziel entspricht:

· Hauptziel (principal objective),

· Nebenziel (significant objective), bzw.

· nicht auf das Ziel ausgerichtet (not targeted to the objective).

Die Begrifflichkeiten ‚Hauptziel‘ und ‚Nebenziel‘ sind der DAC Terminologie entnommen. Sie finden keine direkte Entsprechung in der Planungslogik nach ZOPP. In der Vorstellung der neuen Kennungen (Kap. 6) wurde dennoch versucht, eindeutige Verbindungen zur ZOPP-Logik herzustellen.

Ein Entwicklungsvorhaben entspricht der entwicklungspolitischen Zielsetzung im Sinne eines ‚Hauptziels‘ immer dann, wenn dieses Kern der Konzeption ist und direkte Wirkungen in diesem Bereich angestrebt werden. Ob es sich um ein ‚Hauptziel‘ handelt, kann durch die Beantwortung der Frage beantwortet werden: Wäre das Vorhaben auch ohne diese entwicklungspolitische Zielsetzung durchgeführt bzw. geplant worden? Falls nicht, handelt es sich um ein ‚Hauptziel‘. 

Wichtige ‚Nebenziele‘ sind solche, die nicht ausschlaggebend für die Planung bzw. Umsetzung des Vorhabens sind, aber deutlich in der Projektkonzeption verankert sind. In jedem Fall, sei es bei ‚Haupt‘- oder ‚Nebenzielen‘, müssen die Ziele in der Konzeption deutlich zum Ausdruck kommen, auch wenn sie nicht explizit im Projekt- oder Oberziel (gemäß ZOPP-Logik) Eingang finden. 

Die Herleitung der Kennung geschieht auf Grundlage des spezifischen Vorhabens und seiner Konzeption, d.h. es findet keine automatische Zuordnung nach ‚Projekttypen‘ statt.

Die Kennungen sollen zum frühest möglichen Zeitpunkt im Projektzyklus vergeben werden und können sich im Projektverlauf ändern. Wenn möglich, werden die Kennungen bereits für Projektideen, die in die Rahmenplanung aufgenommen werden, vergeben. Fortschreibungen erfolgen bei der Erstellung von Kurzstellungnahmen, Ergebnisberichten und (Änderungs-) Angeboten. 

Um die Datenverarbeitung zu erleichtern, hat sich der DAC für ein numerisches System entschieden: 

· ‚2‘ für Hauptziel

· ‚1‘ für Nebenziel

· ‚0‘ für keine Ausrichtung auf das entwicklungspolitische Ziel bzw. (noch) nicht eingestuft. 

6.
Vorstellung der neuen Kennungen

6.1 G-Kennung – Gleichberechtigung der Geschlechter

Während das Gleichberechtigungskonzept des BMZ von 1997 auf dem Gender-Ansatz basiert, spiegeln die bislang gültigen F-Kategorien noch das Verständnis von Frauenförderung wider, bei dem Frauen als Zielgruppe im Vordergrund stehen. Die F-Kategorien dokumentierten, wie Frauen an EZ-Vorhaben beteiligt werden und welchen Nutzen sie daraus ziehen, während die G-Kennungen beschreiben, zu welchem Grad ein Vorhaben darauf abzielt, die Gleichberechtigung von Frauen und Männern herbeizuführen. Das neue Kennungssystem ist somit eine konsequente Umsetzung des Gender-Ansatzes. Das Kürzel G steht für Gleichberechtigung der Geschlechter, seit 1995 strategisches Entwicklungsziel des OECD/DAC. 

G-2:
Gleichberechtigung der Geschlechter ist ein "Hauptziel" des Vorhabens und findet im Projektziel bzw. in der gesamten Zielhierarchie klaren Ausdruck. Gleichberechtigung ist Kern der Projektkonzeption und es werden direkte Wirkungen in diesem Bereich angestrebt. Der Stellenwert der Zielsetzung kann mit folgender Frage überprüft werden: Würde das Vorhaben auch ohne dieses entwicklungspolitische Ziel durchgeführt werden? 

G-1:
Gleichberechtigung ist wichtiges "Nebenziel" des Vorhabens (auf der Ergebnisebene) aber nicht allein ausschlaggebend für dessen Durchführung. Ansatz und Vorgehensweise zur Förderung der Gleichberechtigung sollten deutlich in der Projektkonzeption verankert sein. Die Vermeidung von negativen Wirkungen auf die Gleichberechtigungssituation rechtfertigt noch keine Zuordnung zur Kennung G-1.

G-0: 
Das Vorhaben ist nicht auf Gleichberechtigung der Geschlechter ausgerichtet oder eine Einstufung lässt sich (noch) nicht vornehmen.

Ein Vorhaben wird also mit G-2 oder G-1 gekennzeichnet, wenn konkrete Schritte in Richtung Gleichberechtigung erkennbar sind. Zielgruppen können nur Frauen, nur Männer oder auch Frauen und Männer sein. Geschlechterspezifische Benachteiligungen können entweder durch entsprechende Ausrichtung von EZ-Maßnahmen oder explizite Positivmaßnahmen angegangen werden. Folgende Kriterien dienen zur Orientierung bei der Vergabe der Kennung G-2 oder G-1:

· Ziel der Gleichberechtigung ist in der Projektdokumentation angesprochen

· Geschlechtsspezifische Analyse wurde durchgeführt

· Ergebnisse der Genderanalyse sind in Planung und Projektkonzeption aufgenommen, z. B. durch

· Dokumentation konkreter Maßnahmen

· Ausgewiesene Budgetposten für Umsetzung der Genderstrategie

· Geschlechtsspezifische Indikatoren

· Genderspezifische Beratungsstrategien

Auf dieser Grundlage erhalten Vorhaben, die sich vor allem an Frauen als Zielgruppe richten (ehemalige Kennung FS), generell die Kennung G 2. 

6.2 UR-Kennung – Umwelt und Ressourcenschutz, ökologische Nachhaltigkeit

Mit der UR-Kennung wird jedes Vorhaben im Hinblick auf die entwicklungspolitische Zielsetzung „Umwelt- und Ressourcenschutz, ökologische Nachhaltigkeit“ gekennzeichnet. TZ-Projekte, die überwiegend und direkt dem Schutz der Umwelt oder der natürlichen Ressourcen dienen, wurden bisher mit der Kennung UR versehen. Gemäß den OECD-Kriterien wird diese Kennung durch die folgende differenzierte UR-Kennung abgelöst.

UR-2:
Das Vorhaben zielt auf ökologische Nachhaltigkeit, den Schutz der Umwelt und/oder den Erhalt der natürlichen Ressourcen. Darauf ist das Projektziel ausgerichtet (Zielebene). Das Projekt dient direkt der Umsetzung der entwicklungspolitischen Zielsetzung „Umwelt- und Ressourcenschutz“ und wird vor allem aus diesem Grund durchgeführt.

UR-1:
Das Vorhaben enthält Komponenten, die auf die ökologische Nachhaltigkeit, den Schutz der Umwelt und/oder den Erhalt der natürlichen Ressourcen gerichtet sind. Es dient damit der Umsetzung der entwicklungspolitischen Zielsetzung „Umwelt- und Ressourcenschutz“. Das Projekt ist teilweise, d.h. im allgemeinen mit einem Projektergebnis, darauf ausgerichtet (Ergebnisebene). Allein die Berücksichtigung von Umweltbelangen oder die Umsetzung einzelner Maßnahmen der ökologischen Nachhaltigkeit und des Umwelt- und Ressourcenschutzes, oder die Planung von Umweltvorsorgemaßnahmen rechtfertigen nicht die Zuordnung zu UR-1.

UR-0:
Das Vorhaben ist nicht auf die ökologische Nachhaltigkeit, den Schutz der Umwelt und/oder den Erhalt der natürlichen Ressourcen ausgerichtet, oder: Das Vorhaben stellt einen allgemeinen Rahmen oder gibt noch keine besondere entwicklungspolitische Zielsetzung vor (z. B. Studien-/Fachkräftefonds). Es sind auch (noch) keine Komponenten bestimmt, die der entwicklungspolitischen Zielsetzung „Umwelt- und Ressourcenschutz“ dienen. 

Neben der Vergabe der UR-Kennung wird für jedes Vorhaben geprüft, ob ein Umweltrisiko besteht. Näheres finden Sie unter 7.2.

6.3 PD/GG-Kennung – Partizipative Entwicklung und gute Regierungsführung

Die PD/GG-Kennung soll erfassen, inwieweit Vorhaben darauf abzielen, Elemente der partizipativen Entwicklung, der guten Regierungsführung oder der Achtung der Menschenrecht zu fördern. Folgende Kennungen können vergeben werden:

PD/GG 2:
Partizipative Entwicklung / gute Regierungsführung ist ein Hauptziel (Verankerung auf der Projektzielebene) des Vorhabens, d.h. entscheidend für seine Durchführung. Der Stellenwert des Ziels kann mit der Frage überprüft werden: „Würde das Vorhaben auch ohne dieses entwicklungspolitische Ziel durchgeführt werden?“

PD/GG 1:
Partizipative Entwicklung / gute Regierungsführung ist wichtiges Nebenziel (Verankerung auf der Ergebnisebene), d.h. nicht allein ausschlaggebend für die Durchführung des Vorhabens. Die Vermeidung von durch das Vorhabens selbst bedingten negativen Wirkungen auf Partizipative Entwicklung / gute Regierungsführung rechtfertigt keine Zuordnung zur Kennung PD/GG 1.

PD/GG 0:
Das Vorhaben ist nicht auf Partizipative Entwicklung / gute Regierungsführung ausgerichtet; oder: eine Einstufung lässt sich (noch) nicht vornehmen.

Ein Vorhaben wird dann nach PD/GG 1 oder 2 eingestuft, wenn es folgende Schritte zur Förderung eines oder mehrerer PD/GG-Aspekte beinhaltet:

· Partizipative Entwicklung, d.h. die Befähigung von Einzelnen oder Gruppen, an Entscheidungen mitzuwirken, die ihr Leben betreffen, und am Ertrag der Aktivitäten teilzuhaben (vgl. hierzu das übersektorale Konzept „Partizipative Entwicklungszusammenarbeit“/“Partizipationskonzept“ der Bundesregierung; BMZ aktuell, Nr. 102 vom September 1999);

· Demokratisierung, d. h. die Stärkung politischer Teilhabe und pluralistischer Strukturen in der politischen Praxis eines Landes sowie die Schaffung einer legitimen Grundlage für das Handeln der Regierung;

· Gute Regierungsführung, d.h. 

· eines vorhersehbar und nachprüfbar handelnden, effektiv und effizient handelnden öffentlichen Sektors,

· einer unabhängigen Justiz,

· von Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit sowie

· einer auf einer gesetzlichen Grundlage wirksam und fair handelnden öffentlichen Verwaltung auf allen Ebenen;

· Menschenrechte, d.h. Maßnahmen, die speziell darauf abzielen, die Achtung der international vereinbarten Menschenrechte sowie deren Durchsetzung zu stärken. 

7. Handlungsbedarf

7.1 bezüglich der Wirkungen auf die Gleichberechtigung

Die Gleichberechtigungskennungen ermöglichen ein Monitoring, inwieweit sich das strategische Entwicklungsziel der Gleichberechtigung der Geschlechter im Portfolio der deutschen EZ widerspiegelt. Auf der Ebene der Projektsteuerung boten die F-Kategorien den Vorteil, dass positive und negative Veränderungen im Projektverlauf dokumentiert werden konnten. Um diesen Aspekt zu erhalten, soll künftig für alle Vorhaben, zusätzlich zur Vergabe der Kennung, der Handlungsbedarf bezüglich der Wirkungen auf die Gleichberechtigung der Geschlechter abgeleitet werden. 

· Handlungsbedarf „nein“ bedeutet, dass Frauen und Männer an Planung und Nutzen partizipieren (entspricht der bisherigen Kategorie FP) bzw. keine geschlechtsspezifischen Wirkungen zu erwarten sind (bisher FU). 

· Handlungsbedarf „ja“ bedeutet, dass im Projektverlauf zusätzliche Informationen erhoben bzw. kompensatorische Maßnahmen vorgesehen werden müssen, um die Beteiligung beider Geschlechter sicherzustellen (bisher FR). Falls erforderlich, kann im Projektverlauf eine Umstufung in die jeweils andere Kategorie erfolgen. 

Handlungsbedarf bezüglich Gleichberechtigung im Überblick 

Handlungsbedarf nein
Handlungsbedarf ja

a) 
Positive Wirkungen sind abgesichert
b)
gleichberechtigungs-
neutral
Positive Wirkungen sind (noch) nicht abgesichert

Ausreichende Informationslage lässt positive Wirkungen bezüglich des Gleich-berechtigungsziels erwarten, d.h. Frauen und Männer sind an der Gestaltung und am Nutzen des Projektes gleich-berechtigt beteiligt 

und 

keine Notwendigkeit für korrigierende, ergänzende und kompensierende Maßnahmen erkennbar.
Bei ausreichender Informationslage sind keine zielgruppen-bezogenen und damit geschlechterspezifischen Wirkungen im engeren Projektumfeld fassbar 

und

Gestaltungsnotwendig​keiten/-möglichkeiten im Sinne des Gleichberechtigungsziels weder vorhanden, noch zu erwarten. 


ausreichende Informationen zur Beurteilung der Wirkungen des Vorhabens in bezug auf das Gleich​berechtigungsziel liegen noch nicht vor, d.h. die gleich​berechtigte Beteiligung von Frauen und Männern an der Gestaltung und am Nutzen des Vorhabens ist noch nicht gewährleistet
(Eine Umstufung in die Kategorie ‚Handlungsbedarf nein‘ wird vorgenommen, sobald die fehlenden Infor​mationen zu vorliegen und diese keine negativen Wirkungen erwarten lassen)

oder

bei ausreichender Informationslage sind negative Wirkungen zu befürchten; korrigierende, ergänzende oder kompensierende Maßnahmen sind in das Vor​haben aufzunehmen und laufend zu überprüfen. 
(Die Einstufung ‚Handlungsbedarf ‚ja‘ wird bis zur abschließenden Erfolgsbeurteilung des Vorhabens beibehalten).

7.2 Handlungsbedarf bezüglich eines Umweltrisikos

Der Umwelt- und Ressourcenschutz ist eine Querschnittsaufgabe der Entwicklungspolitik. Dies bedeutet, dass jedes Vorhaben den Forderungen nach ökologischer Nachhaltigkeit genügen muss. Dazu gehört die Klärung des „Handlungsbedarfs bezüglich eines Umweltrisikos“. Sie soll sicherstellen, dass bei der Projektplanung und –durchführung Maßnahmen zur Minderung des Umweltrisikos vorgesehen werden, und dass im Projektverlauf die Umsetzung und Wirksamkeit dieser Maßnahmen nachgehalten wird. Im Stadium der Angebotserstellung ist für jedes Angebot bzw. jeden Arbeitsvorschlag ans BMZ formal anzugeben, ob im Projekt weitergehende Maßnahmen vorzusehen sind, die das Risiko von negativen Wirkungen auf die Umwelt vermeiden oder vermindern. Auch wenn erst noch geklärt werden muss, ob ein Umweltrisiko besteht, oder wenn das Projekt nur einen allgemeinen Rahmen gibt (etwa als Programm oder für einzelne Vorhaben eines Fonds – z. B. Studien-/Fachkräftefond) wird Handlungsbedarf angenommen. 

Zuordnung eines Vorhabens bezüglich eines Umweltrisikos

Handlungsbedarf ja - Umweltrisiko ist noch zu klären oder ist anzunehmen, denn

· es liegen noch keine ausreichenden Informationen zur Beurteilung von negativen Umweltwirkungen des Vorhabens vor bzw. das Projekt ist zu unbestimmt (z. B. Programm für Einzelprojekte oder Fonds, d.h. Umweltrisiko ist erst für Einzelprojekt später zu klären); 


oder
· es liegen Informationen vor, die erkennen lassen, dass negative Wirkungen auf die Umwelt zu befürchten sind; schützende, mindernde, kompensierende oder beobachtende Maßnahmen zum Umwelt- und Ressourcenschutz sind in das Vorhaben aufzunehmen und laufend zu überprüfen (Umweltmonitoring).
Handlungsbedarf nein - Umweltrisiko ist nicht anzunehmen, denn 

· die vorliegenden Informationen lassen erkennen, dass mit dem Vorhaben weder direkte noch indirekte negative Wirkungen auf die Umwelt verbunden sind 

und
· schützende, mindernde, kompensierende oder beobachtende Maßnahmen zum Umwelt- und Ressourcenschutz erscheinen nicht notwendig.
Veränderung der Zuordnung

Bei beiden Kategorien kann eine Umstufung, z. B. aufgrund weiterer Informationen oder bei einer Konzeptionsänderung im Verlauf der Projektdurchführung, erforderlich werden. Die Klärung des Handlungsbedarfs und die Einschätzung des Umweltrisikos können auch zur Aufgabe der weiteren Projektplanung bzw. einer besonderen Projektaktivität gemacht werden. Die Zuordnung „Handlungsbedarf ja“ bleibt bestehen, solange die entsprechenden Projektaktivitäten andauern, auch wenn es sich hierbei nur um beobachtende, kontrollierende Aufgaben (Umweltmonitoring) handelt. 
Konsequenzen bei „Handlungsbedarf ja“

Wenn ein Umweltrisiko anzunehmen ist oder Klärungsbedarf besteht (Handlungsbedarf ja), ist im Angebot bzw. Arbeitsvorschlag ans BMZ aufzunehmen (in der Regel unter Kapitel „ökologische Wirkungen“), worin das Umweltrisiko besteht, welche Projektmaßnahmen gegebenenfalls weiterer Prüfungen der Umweltverträglichkeit zu unterziehen sind, und was getan werden muss, um negative Wirkungen auf die Umwelt zu vermeiden, zu mindern oder zu beheben, oder was im Hinblick auf mögliche Umweltwirkungen zu beobachten bzw. zu kontrollieren ist. Dazu sind die konkreten Projektaktivitäten zu benennen. Diese Darstellung von Umweltrisiken und des Klärungsbedarfs sowie des sich daraus ergebenden Handlungsbedarfs soll sich auf das wesentliche beschränken und kann in wenigen Sätzen behandelt werden. Entscheidend ist, dass die Dimension des Umweltrisikos bzw. des Handlungsbedarfs bewusst wird, und dass entsprechende umweltschutzbezogene Maßnahmen oder tiefergehende Untersuchungen im Angebot selbst (Aktivitäten, Mengengerüst) und bei der weiteren Projektplanung (z. B. als besondere Aufgabe des Projektmonitorings) berücksichtigt werden. 

Es kann auch sinnvoll sein, diese Gegebenheiten in einer besonderen Umweltanlage darzustellen, die bereits dem Angebot beigelegt wird. Eine Umweltanlage kann zweckmäßigerweise auch später, bei der weiteren Projektplanung als Teil des Projektmonitorings erstellt werden. Die Umweltanlage kann weitere Dokumente (z. B. im Rahmen der Projektvorbereitung erstellte Machbarkeitsuntersuchung oder besondere Umweltstudie) enthalten, die für die Einschätzung des Umweltrisikos, für die Entscheidungsfindung oder für die Gestaltung des umweltbezogenen Projektmonitorings wichtig sind. 

UVP-Leitfaden

Die Klärung des Handlungsbedarfs bezüglich eines Umweltrisikos versteht sich als Teilaufgabe der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) von GTZ-Projekten. Zur Unterstützung bei der Angebotserstellung und für die Berücksichtigung von Umweltbelangen in der Projektplanung und –durchführung steht ein Leitfaden zur UVP von GTZ-Projekten (UVP-Leitfaden) zur Verfügung.

Beispiele für „Handlungsbedarf ja“

Grundsätzlich wird Handlungsbedarf bezüglich eines Umweltrisikos angenommen, wenn noch keine ausreichenden Informationen zur Beurteilung von negativen Umweltwirkungen des Vorhabens vorliegen oder vorliegen können, weil es sich etwa um ein Vorhaben handelt, dessen Inhalte und Aufgaben noch nicht näher bestimmt sind. Dies ist in der Regel bei Programmen für Einzelprojekte oder Fonds (z. B. Studien- und Fachkräftefond) der Fall, bei denen das Umweltrisiko erst für die Einzelprojekte später zu klären ist.
Umweltrisiken sind  bei allen Programmen oder Projekten anzunehmen, deren Aktivitäten die Umweltmedien (Luft, Wasser, Boden) belasten, verändernd in den Naturhaushalt (Klima, Biotope usw.) eingreifen und die Umweltqualität für den Menschen negativ beeinträchtigen können. Ein Umweltrisiko kann sich sowohl auf direkte als auch indirekte (induzierte) Wirkungen beziehen. 

Ein Handlungsbedarf wird auch immer angenommen, wenn der Zustand der Umwelt beobachtet werden muss, oder wenn Maßnahmen des Umweltschutzes oder der Umweltvorsorge kontrolliert werden müssen.

Übergreifende Programme, wie z. B. zur Institutionenentwicklung oder zu Verwaltungsberatung, können mittelbar Aktivitäten zur Folge haben, die Umweltrisiken bedingen. Auch bei Vorhaben, die auf Empfehlungen zur weiteren Projektplanung abzielen (etwa Projektprüfungen) oder mittelbar Aktivitäten zur Folge haben, die ein Umweltrisiko bedingen (Programme, Beratungsvorhaben, capacity building), ist grundsätzlich „Handlungsbedarf wegen Umweltrisikos“ anzunehmen. Das gleiche gilt im Hinblick auf Umweltwirkungen, die nach Projektende oder in einem indirekt beeinflussten Bereich auftreten. Diese Umweltwirkungen müssen in der Projektplanung berücksichtigt werden; es besteht also Handlungsbedarf. Das können z. B. Wirkungen aufgrund Beratungen im Rechtssystem sein oder Maßnahmen, die evtl. einer Umweltverträglichkeitsuntersuchung zu unterziehen sind, wie z. B. Straßen- und Wegebau im Rahmen des Aufbaus regionaler Infrastruktur, der ländlichen Regionalentwicklung oder von Nothilfemaßnahmen, oder z. B. Krankenhausabfallwirtschaft im Rahmen der Unterstützung des Gesundheitssektors. 

Auch Vorhaben, die Umwelt- und Ressourcenschutz als Ziel (UR-2) oder Ergebnis (UR-1) formuliert haben, können mit Umweltrisiken verbunden sein (z. B. Projekte des Randzonenmanagements wegen Wegebau oder Einzäunungen, Projekte der Sonderabfallwirtschaft oder des integrierten Pflanzenschutzes wegen der besonderen technischen Wartungsanforderungen, Projekte des betrieblichen Umweltmanagements wegen der Kontrollerfordernis). 

Prüfung von Handlungsbedarf und Umweltrisiken während der Projektdurchführung
Unabhängig davon, ob im Angebot bzw. im Arbeitsvorschlag Handlungsbedarf angenommen wurde oder nicht: Es wird erwartet, dass die Projektfortschrittsberichte, die Projektverlaufs- und -fortschrittskontrollen und das Projektmonitoring auf den Handlungsbedarf bezüglich Umweltrisiken Bezug nimmt.
� Der DAC (Development Assistance Committee) ist der Entwicklungshilfeausschuss des OECD (Organization for Economic Co-operation and Development).


� Organization for Economic Cooperation and Development, Entwicklungsorganisation der Industriestaaten  


� Der DAC spricht von Official Development Aid (ODA). 





DAC-Kenn, 08.03.05
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